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Zusätzliche Potenziale sehen wir in der 
Kompensation von Eingriffen, die  

innerhalb der Stadtgrenzen Berlins nicht
ausgeglichen werden können.
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		  C.1.4 RISIKOMANAGEMENT

Das Risikomanagement der BERLINER STADTGÜTER GmbH beinhaltet die Risikoerfassung, die Risikobewertung, 

die Maßnahmenplanung und das Risikocontrolling. In den in der Regel wöchentlich stattfindenden Bereichs-

leitersitzungen wird über Risiken gegenüber der Geschäftsführung berichtet. Ein effektives Risikomanagement 

wird gewährleistet. Die Risiken werden erfasst und ihrer Höhe nach, unter Berücksichtigung der Eintrittswahr-

scheinlichkeit, bewertet. Auf Grundlage einer Risikomatrix werden sie eingeordnet und nach den Prioritäten der 

Risikobewältigung und der Dringlichkeit der Gegenmaßnahmen klassifiziert. Die Meldung an die Geschäftsfüh-

rung erfolgt sofort und an den Aufsichtsrat im Rahmen der regelmäßigen Quartalsberichterstattung.

C.2 	 Chancen

		  C.2.1 ERWEITERUNG DER VERMIETUNGS- UND VERPACHTUNGSTÄTIGKEIT

	 Mittel- und langfristig wird von einer stabilen wirtschaftlichen Lage im Vermietungs- und Verpachtungsbereich 

ausgegangen. Die Nachfrage nach gewerblichen und landwirtschaftlichen Immobilien wird sich voraussichtlich 

weiterhin positiv entwickeln. Es wird davon ausgegangen, dass weiterhin auch Flächen zur Erzeugung erneu-

erbarer Energien nachgefragt werden. Die Nachfragen können jedoch nur im Rahmen der planungsrechtlichen 

Möglichkeiten bedient werden.

		  C.2.2 KOMPENSATIONSMASSNAHMEN  (Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen)

Die Inanspruchnahmen landwirtschaftlicher Flächen sowie von Natur- und Waldflächen für infrastrukturelle und 

andere Baumaßnahmen im Berliner Umland nehmen weiterhin zu. Dies führt zu einem entsprechenden Bedarf 

an Kompensationsflächen.

Für unsere Gesellschaft sehen wir darüber hinaus auch Potenziale in der Flächenbereitstellung und Durchfüh-

rung von Kompensationsmaßnahmen für innerstädtische Eingriffe, die innerhalb der Stadtgrenzen Berlins nicht 

ausgeglichen werden können.

Um dem wachsenden Bedarf an Kompensationsmaßnahmen ohne Verlust von landwirtschaftlichen Nutzflä-

chen gerecht zu werden, werden Kompensationsmaßnahmen an ausgewählten Standorten mit den landwirt-

schaftlichen Pächtern und den Naturschutzbehörden entwickelt. Ziel ist die hochwertige, naturschutzfachliche 

Aufwertung von größeren Flächenarealen unter Einbeziehung der landwirtschaftlichen Betriebe auch durch 

sogenannte produktionsintegrierte Maßnahmen.

Unser gegenwärtiger Auftragsbestand ist über einen längeren Zeitraum abzuarbeiten und wird durch Neuab-

schlüsse von Verträgen auf einem entsprechenden Niveau gehalten. Mit der Entwicklung von Poolflächen ori-

entieren wir uns im Bereich der Kompensationsmaßnahmen auf zukünftige Anforderungen des Marktes. Dies 

wirkt sich ertragsstabilisierend aus. 

		

926 ha 
für Augleichs- und
Ersatzmaßnahmen
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Für unsere Gesellschaft liegt im Flächen-
bedarf für den Ausbau Erneuerbarer Ener-

gien Chancen für eine ökologische und  
ökonomische Entwicklung.
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		  C.2.3 ERNEUERBARE ENERGIEN

	 Für unsere Gesellschaft liegen im Bedarf an Flächen für den Ausbau erneuerbaren Energien auch weiter  

Chancen für eine ökologische und ökonomische Entwicklung. Die GmbH stellt Flächen für den Betrieb von 

Windkraft- und Flächenphotovoltaikanlagen sowie zur Anpflanzung energetisch verwertbarer Biomasse bereit. 

Unser Ziel ist dabei eine sinnvolle, wirtschaftliche, die Wertschöpfung steigernde Nutzung beziehungsweise 

Nachnutzung der Eigentumsflächen, insbesondere der ehemaligen Rieselfelder. Die Umsetzung der einzelnen 

Maßnahmen gestaltet sich jedoch trotz der Energiestrategien der Länder Brandenburg und Berlin nicht einfach 

und langwierig. Insbesondere die planungsrechtlichen Vorgaben wirken dabei beschränkend.

	 Die Gesellschaft ist als Flächeneigentümerin von den Regionalplänen aller fünf Regionalen Planungsgemein-

schaften des Landes Brandenburg betroffen. Die jeweiligen fachlichen Teilpläne zur Windenergienutzung set-

zen den Rahmen für die Nutzung von Stadtgutflächen für die Erzeugung von Windenergie.

	 Die Errichtung weiterer Freiflächenphotovoltaikanlagen hängt wesentlich von der Schaffung von Baurecht auf 

kommunaler Ebene ab.

	 Der Ausbau der erneuerbaren Energien erfolgt innerhalb eines Spannungsfeldes von Interessenkonflikten, so-

wohl allgemein gesamtgesellschaftlich als auch bezogen auf die Realisierung von einzelnen konkreten Projek-

ten.
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D. 	 BERLINER CORPORATE GOVERNANCE KODEX

	 Der „Berliner Corporate Governance Kodex“ (kurz: BCGK) ist für die Beteiligungsunternehmen des Landes Ber-

lin verbindlich anzuwenden, wenn Berlin die Mehrheit der Anteile hält und die Gesellschaft hinsichtlich ihrer 

Aufgabe oder ihrer wirtschaftlichen Bedeutung für Berlin von Interesse sind.

	 Auf der Grundlage der Vorgaben des Gesellschafters und des Beschlusses des Aufsichtsrates wurde am 

31. März 2022 eine Entsprechenserklärung zum BCGK abgegeben, die als Anlage dem Lagebericht beiliegt.

	 Berlin, 31. März 2022

	 BERLINER STADTGÜTER Gesellschaft mit beschränkter Haftung

                                

	 Katrin Stary

	 Geschäftsführerin
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ENTSPRECHENSERKLÄRUNG ZUM  
BERLINER CORPORATE GOVERNANCE KODEX
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Ende des Geschäftsjahres: 31. Dezember 2021 

Beginn des Geschäftsjahres: 01. Januar 2021 

Berichtsjahr: 2021 
	

Vorjahresende: 31. Dezember 2020 

Währung klein: € 

Währung groß: T€ 
	

JAHRES-
ABSCHLUSS

UND  
KENNZAHLEN
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BILANZ	 
 
AKTIVA

				  

A. ANLAGEVERMÖGEN			 

	 I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände			    

Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte  

und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen	

		  Rechten und Werten		

				  

	 II.	 Sachanlagen	 	

		  1. 	Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten	

		      einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken	

		  2. 	Technische Anlagen und Maschinen	

		  3.	 Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung	

		  4. Dauerkulturen	

		  5.	 Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau	

	  

			 

	 III.	Finanzanlagen	 	

		  1.	 Beteiligungen	

		  2.	 Wertpapiere des Anlagevermögens	

				  

 

 

				  

B.	 UMLAUFVERMÖGEN			 

	 I.	 Vorräte		

		  Unfertige Leistungen		

				  

	 II.	 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände	 	

		  1.	 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen	

		  2. 	Forderungen gegen das Land Berlin	

		  3.	 Sonstige Vermögensgegenstände	

			    

				  

	 III.	Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten	 	 				  

				  

				  

C.	 RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 

 

 

			

31.12.2021 31.12.2020
	

	 €	 €	 €

					   

	

		  141.476,00	 67.307,00

				  

	

	

	 54.991.748,66		  52.968.857,79

	 0,00		  0,00

	 269.426,00		  282.910,00

	 49.763,00		  53.822,00

	 4.793.065,73		  1.006.559,90

		  60.104.003,39	 54.312.149,69

	

	 0,51		  0,51

	 3.913.700,00		  3.000.000,00

		  3.913.700,51	 3.000.000,51

		  64.159.179,90	 57.379.547,20

					   

				  

	

		

		  2.036.910,00	 1.863.506,36

	

					   

	 666.815,06		  615.686,01

	 218.819,09		  217.767,06

	 71.522,27		  72.757,70

		  957.156,42	 906.210,77

		  21.681.069,71	 26.028.364,00

		  24.675.136,13	 28.798.081,13

		  21.682,57	 31.998,60

					   

		  88.855.998,60	 86.209.626,93
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A. EIGENKAPITAL								     

	 I.	 Stammkapital	 	 	

	 II.	 Kapitalrücklage	 	 	

	 III.	Gewinnvortrag	 	 	

	 IV.	Jahresüberschuss				  

					   

					   

B. RÜCKSTELLUNGEN				  

		  1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen		

		  2. Steuerrückstellungen			 

		  3. Sonstige Rückstellungen			 

	

				  

					   

C. VERBINDLICHKEITEN				  

		  1.	Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen			 

		  2.	Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen			 

		  3.	Verbindlichkeiten gegenüber dem Land Berlin			

		  4.	Sonstige Verbindlichkeiten			 

		  –  davon aus Steuern € 20.608,07  (Vj.: T€ 73)			 

					   

					   

D. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN				    				  

	

			 

PASSIVA

					   

	 €	 €		  €

				  

	 10.150.000,00			   10.150.000,00

	 29.191.807,98			   29.191.807,98

	 25.518.401,19			   24.284.782,80

	 3.369.818,28			   2.233.618,39

		  68.230.027,45	 65.860.209,17

			 

			 

	

	 463.680,00			   484.076,00

	 235.492,00			   73.448,00

	 7.610.357,64			   7.505.737,20

		  8.309.529,64		  8.063.261,20

			 

			 

	 4.308.606,05			   3.744.074,97

	 759.208,71			   494.635,45

	 183.494,18			   659.316,75

	 253.990,27			   401.038,97

			 

		  5.505.299,21		  5.299.066,14

			 

		  6.811.142,30		  6.987.090,42

			 

		  88.855.998,60		 86.209.626,93

31.12.2021 31.12.2020
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG				 

2021 Vorjahr

	

	 1.	 Umsatzerlöse				  

	 2.	 Erhöhung / Verminderung des Bestands 				  

		  an unfertigen Leistungen		

	 3.	 Sonstige betriebliche Erträge				  

					   

	 4.	 Materialaufwand				  

		  a)	Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe			 

		  b)	Aufwendungen für bezogene Leistungen			 

					   

	 5.	 Personalaufwand				  

		  a)	Löhne und Gehälter			 

		  b)	Soziale Abgaben und Aufwendungen für Alters-			 

		  versorgung und Unterstützung			 

		  – davon für Altersversorgung € 43.181,14 (Vj. T€ 45)			 

					   

	 6.	 Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände				  

		  des Anlagevermögens und Sachanlagen				  

	 7.	 Sonstige betriebliche Aufwendungen				 

					   

	 8.	 Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge				 

	 9.	 Abschreibungen auf Finanzanlagen			 

	10.	 Zinsen und ähnliche Aufwendungen				  

		  – davon aus Aufzinsung von Rückstellungen				  

		  € 34.434,65 (Vj. T€ 51)			 

	11.	 Steuern vom Einkommen und vom Ertrag				  

	12.	 Ergebnis nach Steuern				  

	13.	 Sonstige Steuern				  

	14.	 Jahresüberschuss				  

	 €	 €		  €

		  9.536.852,03	 8.734.557,79

	

		  173.403,64	 33.285,30

		  1.213.281,66	 2.347.199,44

		  10.923.537,33	 11.115.042,53

			 

	 -67.541,91		  -50.766,94

	 -1.814.536,76		  -1.800.279,62

		  -1.882.078,67	 -1.851.046,56

			 

	 -2.477.847,70		  -2.357.627,66

			 

	 -547.508,18		  -505.369,95

			 

		  -3.025.355,88	 -2.862.997,61

			 

		  -638.248,35	 -604.862,68

		  -1.503.207,66	 -3.241.665,16

		  3.874.646,77	 2.554.470,52

		  14.195,80	 26.147,60

		  -86.300,00	 0,00

		  -43.090,62	 -36.191,84

			 

			 

		  -313.529,32	 -233.827,57

		  3.445.922,63	 2.310.598,71

		  -76.104,35	 -76.980,32

		  3.369.818,28	 2.233.618,39
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KAPITALFLUSSRECHNUNG

  2020 T€ Vorjahr T€

Periodenergebnis

Abschreibungen (+)/Zuschreibungen (-) auf Gegenstände 

des Anlagevermögens

Zunahme (+)/Abnahme (-) der Rückstellungen

Zunahme (-)/Abnahme (+) der Vorräte, der Forderungen aus 

Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht der 

Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind

Zunahme (+)/Abnahme (-) der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 

Leistungen sowie anderer Passiva, die nicht der Investitions- oder 

Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind

Gewinn (-)/Verlust (+) aus dem Abgang von Gegenständen des 

Anlagevermögens

Zinsaufwendungen (+)/-erträge (-) 

Ertragsteueraufwand (+)/-ertrag (-) 

Ertragsteuerzahlungen (-)

Mittelzufluss aus laufender Geschäftstätigkeit

Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Anlagevermögens (+) 

Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen (-)

Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen (-) 

Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Finanzanlagevermögens (+)

Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen (-) 

Erhaltene Zinsen (+)

	

Mittelabfluss aus der Investitionstätigkeit

Einstellungen in die (+)/Auszahlungen aus der Kapitalrücklage (-) 

Gewinnausschüttungen an Gesellschafter (-)

Mittelabfluss aus der Finanzierungstätigkeit

Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode (+)

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 

	 3.370	 2.234

	

	 638	 605

	 84	 -1.352

	

	 86	 0

	 -213	 -135

	

	 30	 2.313	

	

	 -788	 - 1.555

			 

	 29	 10

			 

	 314	 234

			 

	 - 151	 - 219	

			 

	 3.399	 4.839

	 850	 1.770

	

	 -6.514	 - 1.375

	

	 -96	 - 7

	

	 0	 0

	

	 -1.000	 0

	

	 14	 26

	 -6.746	 414	

	 0	 0

	 - 1.000	 - 1.000

	 - 1.000	 - 1.000

	 -  4.347	 4.253	

	 26.028	 21.775

	

	 21.681	 26.028
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I. Immaterielle Vermögensgegenstände	

	 Entgeltlich erworbene Konzessionen, 

	 gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 

	 Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen 

	 Rechten und Werten	

	

II. Sachanlagen	

	 1.	Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und  

Bauten einschließlich der Bauten auf fremden  

Grundstücken

	 a)	Grund und Boden

	 b)	Bauten einschließlich der Bauten auf  

fremden Grundstücken

	

	

	 2. Technische Anlagen und Maschinen

	 3.	Andere Anlagen, Betriebs- und 	

		  Geschäftsausstattung 

	 4.	Dauerkulturen 

	 5.	Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

	

III. Finanzanlagen	

	 1. Beteiligungen	

	 2. Wertpapiere des Anlagevermögens	

	

ENTWICKLUNG DES ANLAGEVERMÖGENS

	 Anfangsbestand	 Endstand

	 01.01.2021	 Zugänge	 Umbuchungen	 Abgänge	 31.12.2021

	 €	 €	 €	 €	 €

						    

		

						    

						    

	 546.576,82	 96.278,70	 10.790,91	 0,00	 653.646,43	

					   

	

						    

		

	

						    

	 47.282.669,15	 791.085,92	 533,75	 21.059,27	 48.053.229,55

						    

	 12.030.843,92	 1.324.886,81	 531.811,14	 175.416,58	 13.712.125,29

	 59.313.513,07	 2.115.972,73	 532.344,89	 196.475,85	 61.765.354,84

					   

	 67.673,97	 0,00	 0,00	 0,00	 67.673,97

 	

	 1.073.769,66	 63.915,79	 0,00	 17.983,09	 1.119.702,36

	 81.169,99	 0,00	 0,00	 0,00	 81.169,99

	 1.006.559,90	 4.333.757,18	 -543.135,80	 4.115,55	 4.793.065,73	

	 61.542.686,59	 6.513.645,70	 -10.790,91	 218.574,49	 67.826.966,89

					   

						    

	 50.392,76	 0,00	 0,00	 0,00	 50.392,76

	 3.000.000,00	 1.000.000,00	 0,00	 0,00	 4.000.000,00

	 3.050.392,76	 1.000.000,00	 0,00	 600,00	 4.050.392,76

	 65.139.656,17	 7.609.924,40	 0,00	 218.574,49	 72.531.006,08

Anschaffungs- und Herstellungskosten
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I. Immaterielle Vermögensgegenstände	

	 Entgeltlich erworbene Konzessionen, 

	 gewerbliche Schutzrechte und ähnliche 

	 Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen 

	 Rechten und Werten	

	

II. Sachanlagen	

	 1.	Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und  

Bauten einschließlich der Bauten auf fremden  

Grundstücken

	 a)	Grund und Boden

	 b)	Bauten einschließlich der Bauten auf  

fremden Grundstücken

	

	

	 2. Technische Anlagen und Maschinen

	 3.	Andere Anlagen, Betriebs- und 	

		  Geschäftsausstattung 

	 4.	Dauerkulturen 

	 5.	Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau

	

III. Finanzanlagen	

	 1. Beteiligungen	

	 2. Wertpapiere des Anlagevermögens	

	

	 Anfangsbestand 	 Abschreibungen  	 	 Endstand

	 01.01.2021	 des Geschäftsjahres	 Abgänge	 31.12.2021

€	 €	 €	 €	 €

	

	

	 479.179,82  	 32.990,61	 0,00  	 512.170,43 

					   

	

					   

	

					   

	

	 880.249,39	 0,00	 0,00	 880.249,39

					   

	 5.464.405,89	 524.348,95	 95.398,05	 5.893.356,79

	 6.344.655,28	 524.348,95	 95.398,05	 6.773.606,18

					   

	 67.673,97	 0,00	 0,00	 67.673,97

	

	 790.859,66	 76.849,79	 17.433,09	 850.276,36

	 27.347,99	 4.059,00	 0,00	 31.406,99

	 0,00	 0,00	 0,00	 0,00	

	 7.230.536,90	 605.257,74	 112.831,14	 7.722.963,50	

					   

					   

	

					   

	 50.392,25	 0,00	 0,00	 50.392,25	

0,	 0,00	 86.300,00	 0,00	 86.300,00

	 7.760.108,97	 86.300,00	 0,00	 136.692,25

	 7.760.108,97	 724.548,35	 112.831,14	 8.371.826,18

	 Restbuchwerte	 Restbuchwerte

	 31.12.2021	 31.12.2010

	 €	 €

		

		

	

	 141.476,00	 67.397,00

 		   

 		   

		

		

		

	 47.172.980,16	 46.402.419,76

		

	 7.818.768,50	 6.566.438,03

	 54.991.748,66	 52.968.857,79

		

	 0,00	 0,00

		

	 269.426,00	 282.910,00

	 49.763,00	 53.822,00

	 4.793.065,73	 1.006.559,90

	 60.104.003,39	 54.312.149,69

		

	

	 0,51	 0,51

	 3.913.700,00	 3.000.000,00

	 3.913.700,51	 3.000.000,51

	 64.159.179,90	 57.379.547,20

		

Kumulierte Abschreibungen Restbuchwerte
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KENNZAHLEN MIT 5-JAHRESÜBERSICHT

GESCHÄFTSJAHR 2021 2020 2019 2018 2017

Umsatzerlöse T€ 9.205 8.332 8.045 8.207 7.647

Betriebsleistung T€ 9.378 8.365 8.118 8.248 7.550

Materialaufwand T€ 1.882 1.851 1.383 1.319 1.133

Materialaufwandsquote % 20,1 22,1 17,0 16,0 15,0

Personalaufwand T€ 3.025 2.863 2.638 2.476 2.349

Personalaufwandsquote % 32,3 34,2 32,5 30,0 31,1

Jahresergebnis T€ 3.370 2.234 2.628 3.137 2.831

     von Gesamtleistung % 35,9 26,7 32,4 38,0 37,5

EBIT T€ 3.723 2.401 2.792 3.395 2.877

Abschreibungen T€ 638 605 570 536 542

Bilanzstichtag 31.12.21 31.12.20 31.12.19 31.12.18 31.12.17

Eigenkapital T€ 68.230 65.860 64.565 62.937 60.801

    vom Gesamtkapital % 76,8 76,4 79,5 79,2 78,0

Eigenkapitalrentabilität % 4,9 3,4 4,1 5,0 4,7

Gesamtkapitalrentabilität % 3,8 2,6 3,2 3,9 3,6
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GLEICHER LOHN FÜR GLEICHE ARBEIT

Anteil der Geschlechter in den Führungsebenen 3

I-III / 12,07 - 17,41 

IV 12,36 12,70 - 20,34 2 5 1 2 

V 13,34 14,60 - 22,87 5 12 0 0

VI 15,34 16,55 - 25,06 5 12 4 9

VII 17,41 18,56 - 27,07 8 19 6 14

VIII 19,02 20,57 - 30,11 4 9 1 2

IX 21,9 23,45 - 32,99 3 7 1 2

X 25,11 26,61 - 38,05 0 0 0 0

XI ab 30.11. ab 30,11 1 2 1 2

AT 1 2 0 0

SUMME MitA 43 29 67% 14 33%

Übersicht 1. A
Anfangsgehalt 1 

(gezahlt bis sechs Monate)
Gehaltsspannen 2

Entgeltgruppe
Tariflicher  

Stundenlohn
in EUR

Anteil Frauen
Tariflicher  

Stundenlohn
in EUR

Anteil Frauen Anteil Männer

Übersicht 1.B Frauen Männer

Gesamtdurchschnitt des haustariflichen  
Stundenlohns pro Geschlecht 2

(kumuliert über alle Entgeltgruppen)
24,60 € 24,61 €

Anzahl Anteil % Anzahl Anteil % Anzahl Anteil %

1. Keine Einträge für Männer und Divers, daher hier nicht aufgeführt.
2. Keine Einträge für Divers, daher hier nicht aufgeführt.
3. Keine Einträge für Divers, daher hier nicht aufgeführt.

Anteil der Geschlechter in den haustariflichen Entgeldgruppen, 
Stichtag 31.12.2021

Geschäftsführerin (GF) 1 14 0 0 1 14

Bereichsleitung 3 43 1 14 4 57 

Stabsstelle GF 1 14 1 14 2 28

SUMME 5 71 2 28 7 100,00

Führungsebene 3 Anteil Frauen Anteil Männer Gesamt

Anzahl Anteil % Anzahl Anteil % Anzahl Anteil %
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ANHANG  
ZUM JAHRES-

ABSCHLUSS
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		  1. ALLGEMEINE ANGABEN 

	 Sitz der BERLINER STADTGÜTER Gesellschaft mit beschränkter Haftung (nachfolgend auch “BERLINER STADT-

GÜTER GmbH“) ist Berlin. Die Gesellschaft ist unter der Nummer HRB 41575 B im Register des Amtsgerichts 

Berlin-Charlottenburg eingetragen.

	 Der Jahresabschluss der BERLINER STADTGÜTER GmbH wurde nach den handelsrechtlichen Vorschriften für 

Kaufleute (§§ 242 ff. HGB) und den ergänzenden Vorschriften für Kapitalgesellschaften (§§ 264 ff. HGB) 

aufgestellt. Ergänzend wurden die Reglungen des GmbHG beachtet. Entsprechend der Regelung des Gesell-

schaftsvertrages ist der Jahresabschluss nach den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften aufzustellen. Die 

Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB aufgestellt. 

Zur besseren Klarheit wurde die Bilanzgliederung gemäß § 266 Abs. 2 und 3 HGB um einzelne Posten ergänzt. 

Die BERLINER STADTGÜTER GmbH ist eine kleine Kapitalgesellschaft gemäß § 267 Abs. 2 HGB.

	 Bewertungs- und Bilanzierungsmethoden

	 Für die Aufstellung des Jahresabschlusses sind unverändert die folgenden Bilanzierungs- und Bewertungsme-

thoden maßgebend:

	 Die Bewertung des Anlagevermögens erfolgt zu Anschaffungs-/Herstellungskosten einschließlich Anschaf-

fungsnebenkosten nach Abzug von Skonti und sonstigen Minderungen.

	 Die Bewertung der vom Land Berlin eingebrachten Grundstücke erfolgt entsprechend der im Spaltungs- und 

Übernahmevertrag vom 29. August 2001 und der in den Einbringungsverträgen angesetzten Werte dieser 

Grundstücke.

	 Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen werden, soweit abnutzbar, nach den betriebs-

gewöhnlichen Nutzungsdauern linear abgeschrieben. Die betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern liegen für im-

materielle Vermögensgegenstände zwischen 3 und 6 Jahren, bei Gebäuden und baulichen Anlagen zwischen 

10 und 50 Jahren, bei technischen Anlagen und Maschinen zwischen 5 und 10 Jahren, bei anderen Anlagen 

	 und der Betriebs- und Geschäftsausstattung zwischen 3 und 20 Jahren sowie bei Dauerkulturen bei 20 Jahren. 

Geringwertige Wirtschaftsgüter mit einem Wert bis zu 800 € werden im Zugangsjahr voll abgeschrieben.

	 Bei voraussichtlich dauernden Wertminderungen werden die Gegenstände des Anlagevermögens auf den  

niedrigeren beizulegenden Wert außerplanmäßig abgeschrieben..

	 Die Finanzanlagen werden mit den Anschaffungskosten angesetzt und bei voraussichtlich dauernder Wertmin-

derung mit dem niedrigeren beizulegenden Wert am Abschlussstichtag bewertet. Abschreibungen werden vor-

genommen, wenn eine nachhaltige Wertminderung vorliegt. Zuschreibungen aufgrund des Wertaufholungsge-

bots werden bis zu den ursprünglichen Anschaffungskosten vorgenommen, wenn die Gründe für die dauernde 

Wertminderung nicht mehr bestehen.

	 Die unfertigen Leistungen setzen sich aus den noch nicht abgenommenen Leistungen aus Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen sowie Ersatzaufforstungen zusammen. Die Bewertung erfolgt zu Herstellungskosten, in 

diese werden die Materialeinzelkosten, die Fertigungseinzelkosten sowie angemessene Teile der Fertigungsge-

meinkosten einbezogen. Außerplanmäßige Abschreibungen entsprechend des strengen Niederstwertprinzips 

sind zum Bilanzstichtag nicht erforderlich.

	 Eine Gewinnrealisierung bei langfristigen Aufträgen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie Ersatzauf-

forstungen erfolgt mit Abnahme der Teilleistungen. Die noch anfallenden Leistungen für die Unterhaltspflege 

werden unter den sonstigen Rückstellungen erfasst. 
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	 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden zum Nennbetrag bewertet, bestehende Ri-

siken werden durch Einzel- und pauschale Wertberichtigungen berücksichtigt.

	 Der Kassenbestand und die Guthaben bei Kreditinstituten werden zum Nennbetrag bewertet.

	 Im aktiven Rechnungsabgrenzungsposten werden die vor dem Bilanzstichtag geleistete Zahlungen abge-

grenzt, die Aufwand für Folgejahre darstellen.

	 Durch unterschiedliche Bewertungen in Handels- und Steuerbilanz ergeben sich aktive latente Steuern, die 

aufgrund des Ausweiswahlrechtes nicht bilanziert werden. Im Einzelnen bestehen Bewertungsunterschiede bei 

den Grundstücken im Anlagevermögen, bei Rückstellungen und bei der möglichen Berücksichtigung steuerli-

cher Verlustvorträge. Der zur Berechnung der latenten Steuern verwendete Ertragssteuersatz beträgt 30 %.

	 Die Bewertung der Pensionsrückstellungen erfolgt nach den anerkannten Grundsätzen der Versicherungs-

mathematik mittels der so genannten Projected-Unit-Credit-Methode. Als biometrische Rechnungsgrundlagen 

wurden die „Heubeck-Richttafeln 2018 G“ ohne Modifikationen verwendet. Als Rechnungszinssatz wurden 

1,87 %, als Rententrend pro Jahr 1,00 % zugrunde gelegt. Der Aufwand aus der Abzinsung der Pensionsrück-

stellungen wird in Höhe von 10 T€ (Vj. 13 T€) im Zinsaufwand erfasst. Der Unterschiedsbetrag gemäß § 253 

Abs. 6 HGB zum 31. Dezember 2021 beträgt 15 T€. Dieser Bewertungsgewinn unterliegt einer Ausschüttungs-

sperre.

	

	 Die Bewertung der Steuerrückstellungen und der sonstigen Rückstellungen erfolgt zum Erfüllungsbe-

trag. Die sonstigen Rückstellungen wurden nach vernünftiger kaufmännischer Schätzung gebildet - einschließ-

lich zukünftiger Kosten- und Preis-steigerungen. Langfristige Rückstellungen werden gemäß § 252 Abs. 2 HGB 

abgezinst.

	 Erhaltene Anzahlungen sind zum Nennwert angesetzt und betreffen Anzahlungen auf unfertige Leistungen 

vermindert um die darin enthaltene Umsatzsteuer.

	 Verbindlichkeiten werden zum Erfüllungsbetrag passiviert.

	 Im passiven Rechnungsabgrenzungsposten werden vor dem Bilanzstichtag vereinnahmte Zahlungen für 

Pflegeverträge aus dem Bereich der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zum Nennbetrag abgegrenzt, die Erträ-

ge in Folgejahren darstellen.

	 Treuhandvermögen und -verbindlichkeiten

	 Treuhänderisch verwaltete Miet- und Pachtkautionskonten in Höhe von 695 T€ (Vj. 579 T€) werden nicht bi-

lanziell ausgewiesen.

	 Die Gesellschaft verwaltet für das Land Berlin Grundstücke u. a. in Kleinmachnow und Selchow. Diese Grund-

stücke stehen im Eigentum des Landes Berlin und werden somit nicht in der Bilanz der BERLINER STADTGÜTER 

GmbH erfasst. Die Wertermittlung für diese Grundstücke erfolgte auf der Basis von durchschnittlichen Einbrin-

gungswerten. Der Wert dieser Grundstücke liegt bei 37 T€ (Vj. 38 T€).

		  2. ANGABEN ZUR BILANZ

	 Die Entwicklung des Anlagevermögens ist in dem als Anlage zum Anhang beigefügten Anlagennachweis 

dargestellt.

	 Die Finanzanlagen in Höhe von 3.914 T€ (Vj. 3.000 T€) enthalten zwei Wertpapierdepots bei der Berliner Spar-

kasse und der Deutschen Bank AG, denen drei Anleihen zugeordnet sind, sowie die auf den Erinnerungswert 

von 0,51 € abgeschriebenen Geschäftsanteile von 51 % am Stammkapital von 105 T€ an der Landhandels- und 
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Dienste GmbH i. L., Mittenwalde.

	 Sämtliche Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit bis zu 

einem Jahr.

	 Die Forderungen gegen den Gesellschafter (Land Berlin) beinhalten wie im Vorjahr sonstige Forderungen.

	 Die sonstigen Rückstellungen betragen 7.610 T€ (Vj. 7.506 T€) und betreffen vor allem:

	 — mit 4.285 T€ (Vj. 4.435 T€) den Immobilienbereich nach § 249 Abs. 2 HGB a. F., unter anderem für Untersu-

chungs- und Entsorgungskosten auf Teilflächen der Rieselfelder, für Abriss, Entsorgung und Verkehrssicherheit,

	 — mit 1.247 T€ (Vj. 1.010 T€) Unterhaltungspflegen für abgenommene Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen und 

Ersatzaufforstungen,

	 — mit 1.691 T€ (Vj. 1.691 T€) eine Rückstellung in gleicher Höhe des aus dem Tauschvertrag mit der 50Hertz 

GmbH gebuchten Mehrerlöses aufgrund der noch nicht vorliegenden genehmigungsrechtlichen Voraussetzun-

gen.

	

	 Die Restlaufzeiten der erhaltenen Anzahlungen auf Bestellungen verteilen sich wie folgt: 

31. Dezember 2021

T€

Vorjahr

T€

bis 1 Jahr    432    356

über 1 Jahr 3.877 3.389

davon über 5 Jahre 1.112 1.109

	 Die weiteren Verbindlichkeiten haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit bis zu einem Jahr.

		  3. ANGABEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

	 Die Umsatzerlöse setzen sich wie folgt zusammen:

2021

T€

Vorjahr

T€

Mieten und Pachten 7.188 6.928

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 1.223 831

Weiterberechnungen und Nebenleistungen 401 409

Erneuerbare Energien 307 340

Jagdpachten 128 106

Sonstige 290  120  

9.537 8.735

	 In den Umsatzerlösen sind periodenfremde Erträge in Höhe von 332 T€ enthalten.
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	 In den sonstigen betrieblichen Erträgen von insgesamt 1.213 T€ (Vj. 2.347 T€) sind periodenfremde Erträge 

in Höhe von 913 T€ (Vj. 2.099 T€) enthalten. Diese betreffen im Geschäftsjahr Buchgewinne aus Anlagenab-

gängen und sonstige Erträge aus Grundstücksverkäufen (850 T€), die Auflösung von Rückstellungen (39 T€) 

und Versicherungsentschädigungen (23 T€).

	 In den sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe von insgesamt 1.503 T€ (Vj. 3.242 T€) sind perioden-

fremde Aufwendungen in Höhe von 244 T€ (Vj. 1.898 T€) enthalten. Diese betreffen im Geschäftsjahr die 

Erlösauskehr aus Grundstücksverkäufen (163 T€), Verluste aus Anlageabgängen (56 T€) sowie Abschreibungen 

auf Forderungen (25 T€).

		  4. SONSTIGE ANGABEN

	 Sonstige finanzielle Verpflichtungen

	 Aus dem laufenden Mietvertrag für die Geschäftsräume der Gesellschaft sowie aus anderen Dauerschuld-

verhältnissen bestehen zum Bilanzstichtag sonstige finanzielle Verpflichtungen in Höhe von 847 T€ 

(Vj. 790 T€) mit Laufzeiten von bis zu sechs Jahren. Gegenüber dem Land Berlin bestehen aus den Einbrin-

gungsverträgen Verpflichtungen zur unentgeltlichen Bereitstellung und gegebenenfalls Übertragung von 

Flächen für Infrastrukturmaßnahmen. Darüber hinaus bestehen aufschiebend bedingte Verpflichtungen zur 

unentgeltlichen Übertragung nicht betriebsnotwendiger Grundstücke an das Land Berlin sowie eine 50%ige 

Beteiligung des Landes Berlin an den Erträgen aus dem Verkauf von eingebrachten Grundstücken.

	 Bestellobligo

	 Zum Bilanzstichtag bestehen Bestellobligo in Höhe von 35 T€ (Vj. 65 T€) für laufende Investitionen und sonstige 

beauftragte Leistungen.

	 Abschlussprüferhonorar

	 Das vom Abschlussprüfer berechnete Gesamthonorar für das Geschäftsjahr 2021 beträgt 22 T€ 

(Vj. 22 T€) und betrifft ausschließlich Abschlussprüfungsleistungen einschließlich Auftragserweiterungen.

	 Mitarbeiter/-innen

	 Im Jahresdurchschnitt 2021 wurden 45 Angestellte (Vj. 47 Angestellte) und 7 Auszubildende (Vj. 6 Auszubil-

dende) beschäftigt. Sämtliche Arbeitnehmer/-innen sind in der Verwaltung tätig.
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	 Organbezüge

	 Aufsichtsratsmitglieder

	 BARBRO DREHER, -Vorsitzende- Staatssekretärin Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe,

	 Berlin (bis zum 27.02.2022)

	 BEATE PROFÉ, -stellvertretende Vorsitzende- Abteilungsleiterin Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 

	 und Wohnen, Berlin

	 Prof. Dr. HANS-JÖRG SCHMEDES, Referatsleiter Senatskanzlei, Berlin  

HARALD FUCHS, Referatsleiter Senatsverwaltung für Finanzen, Berlin 

	 Prof. Dr. ANNA MARIA HÄRING, Hochschullehrerin an der Hochschule für nachhaltige Entwicklung, 

	 Eberswalde

	 Die Aufsichtsratsmitglieder erhielten pro Sitzung jeweils eine Aufwandsentschädigung von 200 €, soweit auf 

die Zahlung nicht verzichtet wurde. Die Aufwandsentschädigungen der Mitglieder des Aufsichtsrates beliefen 

sich im Jahr 2021 auf insgesamt 3 T€.

	 Geschäftsführung

	 KATRIN STARY

	 Die Gesamtbezüge der Geschäftsführung im Geschäftsjahr 2021 betrugen 181 T€. In diesen Vergütungen 

sind variable Vergütungsbestandteile in Höhe von 32 T€ enthalten.

	 Gewinnverwendungsvorschlag

	 Als Ergebnisverwendungsvorschlag schlägt die Geschäftsführung vor, wie in der Haushaltsplanung des 

Landes Berlin 2021/2022 vorgesehen, von dem Jahresüberschuss in Höhe von 3.370 T€ eine Gewinnausschüt-

tung in Höhe von 1.000 T€ vorzunehmen und 2.370 T€ auf neue Rechnung vorzutragen.

	 Berlin, 31. März 2022 

BERLINER STADTGÜTER GESELLSCHAFT MIT BESCHRÄNKTER HAFTUNG

	 Katrin Stary

	 Geschäftsführerin
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN 
ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Berliner Stadtgüter Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Berlin 

PRÜFUNGSURTEILE 

Wir haben den Jahresabschluss der Berliner 
Stadtgüter Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung, Berlin, — bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 sowie 
dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden — ge-
prüft.  

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Berliner Stadtgüter Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. 
Die unter „SONSTIGE INFORMATIONEN“ genann-
ten Bestandteile des Lageberichts haben wir in 
Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften nicht inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

• entspricht der beigefügte Jahresab-
schluss in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezem-
ber 2021 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis 
zum 31. Dezember 2021 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft. In allen wesent-
lichen Belangen steht dieser Lagebe-
richt in Einklang mit dem Jahresab- 
schluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.  

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts geführt hat.  

GRUNDLAGE FÜR DIE PRÜFUNGSURTEILE 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-
wortung nach diesen Vorschriften und Grund-
sätzen ist im Abschnitt „VERANTWORTUNG DES 
ABSCHLUSSPRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG DES 
JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS“ 
unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtli-
chen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen erfüllt.  

Wir sind der Auffassung, dass die von uns er-
langten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum La-
gebericht zu dienen.  

SONSTIGE INFORMATIONEN  

Die gesetzlichen Vertreter bzw. der Aufsichts-
rat sind für die sonstigen Informationen verant-
wortlich.  

Die sonstigen Informationen umfassen die Ent-
sprechenserklärung zum Berliner Corporate 
Governance Kodex. 

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht erstrecken sich nicht auf 
die sonstigen Informationen, und dementspre-
chend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch 
irgendeine andere Form von Prüfungsschlussfol-
gerung hierzu ab. 
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Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben 
wir die Verantwortung, die sonstigen Informati-
onen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die 
sonstigen Informationen 

• wesentliche Unstimmigkeiten zum Jah-
resabschluss, Lagebericht oder unseren 
bei der Prüfung erlangten Kenntnissen 
aufweisen oder 

• anderweitig wesentlich falsch darge-
stellt erscheinen. 

Falls wir auf Grundlage der von uns durchge-
führten Arbeiten den Schluss ziehen, dass eine 
wesentliche falsche Darstellung dieser sonsti-
gen Informationen vorliegt, sind wir verpflich-
tet, über diese Tatsache zu berichten. Wir ha-
ben in diesem Zusammenhang nichts zu berich-
ten. 

VERANTWORTUNG DER GESETZLICHEN 
VERTRETER UND DES AUFSICHTSRATS FÜR 
DEN JAHRESABSCHLUSS UND DEN LAGE-
BERICHT 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung als notwen-
dig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen — beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten — falschen Darstellungen ist.  

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern ein-
schlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, so-
fern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Ge-
gebenheiten entgegenstehen.  

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe-
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-
bringen zu können.  

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.  

VERANTWORTUNG DES 
ABSCHLUSSPRÜFERS FÜR DIE PRÜFUNG 
DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES 
LAGEBERICHTS 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen — beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, so-
wie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet.  

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte 
Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren 
und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
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Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.  

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die 
Risiken wesentlicher — beabsichtigter 
oder unbeabsichtigter — falscher Dar-
stellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese 
Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Ver-
stößen höher als bei Unrichtigkeiten, 
da Verstöße betrügerisches Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können.  

• gewinnen wir ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lagebe-
richts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen 
zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme der 
Gesellschaft abzugeben.  

• beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben.  

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Er-
eignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähig-
keit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 

können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicher-
heit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehö-
rigen Angaben im Jahresabschluss und 
im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemes-
sen sind, unser jeweiliges Prüfungsur-
teil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass die Gesellschaft ihre Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fort-
führen kann.  

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Jahres-
abschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zu-
grunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft vermittelt.  

• beurteilen wir den Einklang des Lage-
berichts mit dem Jahresabschluss, 
seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage 
der Gesellschaft.  

• führen wir Prüfungshandlungen zu den 
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ablei-
tung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen.  

• Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu 
den zukunftsorientierten Angaben so-
wie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben ab-
weichen.  
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GEMEINDE FLÄCHE BSG [HA]  FLÄCHE GEMEINDE [HA]

Großbeeren 2.818,57 5.187

Wandlitz 1.615,52 16.277

Stahnsdorf 1.539,40 4.944

Schönefeld 1.417,99 8.158

Bernau bei Berlin 1.068,04 10.413

Breddin 1.017,10 4.500

Mittenwalde 990,45 9.905

Ludwigsfelde 928,94 10.994

Schöneiche bei Berlin 143,95 1.672

Ludwigsfelde 928,94 10.994

Schönwalde-Glien 692,33 9.735

Hohen Neuendorf 403,58 4.852

Blankenfelde-Mahlow 397,45 5.514

Rüdersdorf bei Berlin 365,48 7.033

Königs Wusterhausen 307,29 9.598

Dallgow-Döberitz 279,70 6.651

Mühlenbecker Land 269,44 5.261

Nauen 266,20 26.807

Teltow 257,87 2.158

Hoppegarten 251,06 3.195

Werneuchen 242,46 11.692

Rüdnitz 234,08 1.391

Zossen 219,22 18.030

Schöneiche bei Berlin 143,78 1.672

Biesenthal 127,92 6.088

Nuthetal 122,03 12.203

Fehrbellin 120,58 27.032

Potsdam 93,85 18.818

Spreenhagen 71,25 13.694

Fredersdorf-Vogelsdorf 59,96 1.642

Paulinenaue 51,26 3.160

Panketal 38,24 2.583

Rangsdorf 32,32 32

Marienwerder 27,90 4.029

Neustadt (Dosse) 25,58 26

Neuenhagen bei Berlin 14,95 1.959

Ahrensfelde 14,94 5.791

Lychen 9,14 11.191

Päwesin 7,95 2.367

Havelberg (Sachsen Anhalt) 7,05 14.912

Kremmen 2,10 20.946

Teupitz 1,84 4.815

Groß Köris 1,01 6.898

Kleinmachnow 0,77 1.191

Münchehofe 0,46 6.227

Sydower Fließ 0,16 3.238

Schulzendorf 0,15 909

Leegebruch 0,14 645

Falkensee 0,13 4.324

Trebbin 0,02 12.631

Datenquellen:  
LGB (Landesvermessung 
und Geobasisinformation 
Brandenburg), Datenquelle 
der Gemeinde Havelberg: 
Internetseite der Gemeinde 
(Havelberg.de).
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